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Gesundheit

Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetz 

Ein Entwurf, der viel  
für die Kommunen verspricht
Kommunale Gesundheitspolitik konnte bisher kaum etwas bewegen, alle Entscheidungsgewalt lag eigentlich immer 
außerhalb ihrer Möglichkeiten. Deutlich mehr Spielraum verspricht ein aktueller Gesetzentwurf, insbesondere für Gesund-
heitskioske.

	> Helmut Hildebrandt

Blick in den Gesetzentwurf

Was sieht das GVSG für Gesundheitskioske vor?

Voraussetzung: Sozial benachteiligte, auch von Unterversorgung betroffene oder 
bedrohte Regionen. 

Finanzierung: Die Krankenkassen übernehmen gemeinsam und einheitlich 74,5 
Prozent, die Privaten Krankenversicherungen 5,5 Prozent und die Gebietskörper-
schaften 20 Prozent. Der Gesetzentwurf gibt zirka 400.000 Euro als nicht bindende 
Orientierungsgröße für die jährlichen Kosten eines Kiosks an, also zirka 80.000 Euro 
kommunale Finanzierung.

Verfahren: Die Initiative geht von der kommunalen Gebietskörperschaft aus. Die 
Landesverbände der Krankenkassen und Private Krankenversicherungen müssen 
dann gemeinsam und einheitlich mit dem Kreis oder der kreisfreien Stadt auf deren 
Verlangen einen Vertrag schließen. Im Konfliktfall kann kurzfristig ein Schiedsver-
fahren eingeleitet werden. 

Trägerschaft: Im Gesetzentwurf finden sich keine Vorgaben. Träger sind voraussicht-
lich die Städte und Landkreise selbst oder aber Krankenhäuser, Medizinische Ver-
sorgungszentren, Ärztenetze oder regionale Konsortien wie Zweckverbände. Darin 
könnten auch Wohlfahrtsorganisationen oder soziale Einrichtungen eingebunden 
sein. Die Leitung des Gesundheitskiosks sollen qualifizierte und erfahrene Pflege-
kräfte übernehmen.

	> Helmut Hildebrandt

Bislang fehlt es an einer Verknüpfung 
mit der sozialräumlichen Quartiersar-
beit; das rächte sich besonders in der 
Covid-Pandemie. Da wären kleintei-
lige Aufklärungsaktionen auf Nach-
barschaftsebene gefragt gewesen – die 
(über-)regionalen Entscheidungsträger 
waren aber viel zu weit davon entfernt. 
Gleichzeitig sind die Probleme bei der 
örtlichen Versorgungssicherung offen-

sichtlich: Arztpraxen haben überlange 
Wartezeiten oder können gar keine neu-
en Patient*innen mehr aufnehmen. Die 
aktuellen Diskussionen um die Kranken-
hausreform machen den Kommunen zu-
sätzlich Sorgen. 

Seit langem ein Thema der Grünen
Eine bessere Vernetzung der vielfälti-
gen Akteure im Gesundheitswesen auf 

kleinteiliger regionaler Ebene ist seit 
langem das Ziel grüner Gesundheits-
politik. Dies begann mit der Einfüh-
rung der Integrierten Versorgung unter 
der Regie von Gesundheitsministerin 
Andrea Fischer (Grüne) im Jahre 2000. 
Das Thema findet sich im Wahlpro-
gramm 2021 sowie in der Koalitions-
vereinbarung der Ampel: Unter ande-
rem mithilfe der sogenannten Gesund-
heitskioske soll die Rolle der Kommu-
nen gestärkt werden. 

Ein kürzlich veröffentlichter Referenten­
entwurf zum GVSG bringt nun erste 
Klarheiten und Orientierungen. Der Ti-
tel des Gesetzes beschreibt schon das 
Ziel: „Gesetz zur Stärkung der Gesund-
heitsversorgung in der Kommune“, kurz 

„Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetz 
– GVSG“. 

Was sind Gesundheitskioske  
und -regionen?
In einem Gesundheitskiosk berät ein me-
dizinisch ausgebildetes und gegebenen-
falls mehrsprachiges Team Patient*in-
nen vor und nach Arztbesuchen, koordi-
niert Behandlungsschritte, vermittelt sie 
an Einrichtungen und Vereine im Stadt-
teil. Gleichzeitig ist der Kiosk Anlauf-
stelle für Ärzt*innen und soziale Ein-
richtungen. Ziel ist es, den Gesundheits-
zustand der Bevölkerung zu verbessern 

– und dabei auch Personengruppen an-
zusprechen, die das Gesundheitssystem 
bislang nur schlecht erreicht.
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Der erste Gesundheitskiosk in Deutsch-
land ist 2017 von dem Verfasser zusam-
men mit anderen in zwei sozioökono-
misch benachteiligten Stadtteilen in 
Hamburg-Billstedt und Horn gegründet 
worden.1 In den beiden Stadtteilen gibt 
es einen hohen Migrationsanteil und 
vielfältige soziale Probleme. 

Schnell gewann der Kiosk mit seinem 
Fokus auf Mehrsprachigkeit sowie der 
besonderen Unterstützung für die be-
sonders vulnerablen Bevölkerungsteile 
eine starke mediale Öffentlichkeit: Er 
ist ja auch sicht- und begehbar. Die da-
hinterstehende Organisations- und Quar-
tiersarbeit mit den Praxen, den sozialen 
und kulturellen Initiativen ist dagegen 
absolut notwendig für den Erfolg, wird 
aber kaum wahrgenommen.

Im Grunde stellte so ein Kiosk die Au-
ßenstelle einer Vernetzung dar, die es 
in anderer Form auch schon seit 2005 

gibt: die Gesundheitsregion. Sie wurde 
vom Verfasser im südbadischen Kinzig-
tal2 und später in mehreren Regionen in 
Nordhessen entwickelt.

Während der Entwurf zum Thema Ge-
sundheitskioske schon sehr konkret 
ausformuliert ist, fehlen entsprechende 
Klarheiten bei den Gesundheitsregionen 
noch.3 Gesundheitskioske können der 
erste Schritt für die größere Transforma-
tion in eine Gesundheitsregion sein. Die-
se würde dann auch schrittweise die Ge-
samtverantwortung für Versorgung und 
Gesunderhaltung in der Region über-
nehmen. Damit ließen sich die sektora-
len Egoismen der einzelnen Leistungs-
erbringer im Gesundheitswesen über-
winden.

Auf dem Land gibt es andere  
Herausforderungen
Bisher sind die meisten Projekte in städ-
tischen Räumen angesiedelt. So hat die 

AOK Nordrhein-Hamburg weitere Ge-
sundheitskioske mit lokalen Partnern in 
Hamburg-Osdorf, Köln und Aachen auf-
gebaut und teilt sich die Finanzierung 
jeweils zur Hälfte mit den Kommunen. 
Als neuestes Projekt ist Solingen hinzu-
gekommen.4 Jetzt plant das Bundesge-
sundheitsministerium einen Ausbau für 
alle bedürftigen Städte und Kreise, die 
von sich aus initiativ werden und die 
Mitfinanzierung stemmen. 

Adressat ist nun unter anderem auch der 
ländliche Raum. Insbesondere Regionen 
mit einem hohen Anteil Älterer zeigen 
eine andere Art von Vulnerabilität und 
sozioökonomischer Benachteiligung. 
Hier spielen chronische Erkrankungen 
und Multimorbidität bei gleichzeitig 
größeren Entfernungen zu nächstgele-
genen (Facharzt-)praxen und einherge-
hender Isolation eine sehr viel größere 
Rolle. Telemedizin und die entsprechen-
de Hilfe dabei wird wichtiger. 

Schießen bald ganz viele kommunale Gesundheitskioske wie Pilze aus dem Boden?� Foto: Mike Ljung / Pixabay
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Wie beim städtischen Gesundheitskiosk 
gibt es bei einem auf dem Land den Be-
darf an Vernetzungsarbeit. Das könnten 
hier dann vielleicht eher die Landfrauen 
und weitere Vereine oder die Kirchen-
gemeinden sein. In Thüringen erprobt 
der Verfasser dies aktuell im Unstrut-
Hainich-Kreis mit lokalen Partnern.

Zu wenig Personal und Geld?
Kritiker sagen mitunter, das Personal 
für die Gesundheitskioske sei weder auf 
dem Land noch in der Stadt verfügbar. 
Die Erfahrungen sind aber andere. Ins-
besondere erfahrene Pflegefachkräfte, 
die das stationäre oder ambulante Sys-
tem aus bekannten Gründen verlassen 
haben, kehren gerne für diese interes-
sante Aufgabe zurück. Und auch ande-
re Berufsgruppen können Teil eines in-
terdisziplinären Teams im Kiosk sein, 
zum Beispiel lebenserfahrene Sozialar-
beiter*innen, pharmazeutisch-technische 
Assistent*innen oder medizinische Fach-
angestellte. 

Auch die Verteilung der Kosten ist oft 
Thema in der Diskussion. Einige Kran-

kenkassen möchten, dass sich die Kom-
munen stärker an der Finanzierung be-
teiligen. Das ist verständlich, aber zu 
kurz gedacht. Soziale Probleme und un-
zureichende Gesundheitskompetenz för-
dern Krankheit in hohem Maße und füh-
ren zu unnötigen Rettungseinsätzen und 
Krankenhausaufenthalten – das ist hin-
reichend belegt. Gerade ärmere Kom-
munen mit größeren sozialen Proble-
men wären mit einem höheren Eigenan-
teil überfordert und müssten schlimms-
tenfalls auf einen Gesundheitskiosk ganz 
verzichten.

Den Perspektivwechsel nutzen – 
jetzt schon aktiv werden
Der Referentenentwurf ist eine ganz 
entscheidende gesundheitspolitische 
Umkehr. Er nimmt die jeweilige regio-
nale Bevölkerung und ihren Sozialraum 
in den Blick – und damit einen „Public 
Health-“, oder, wie es international 
gern genannt wird, einen „Population 
Health-Ansatz“. 

Kern ist das aufeinander aufbauende 
Kontinuum an Instrumenten aus Ge-

sundheitskiosk, Primärversorgungszen-
tren und Gesundheitsregionen. Plus der 
sektorenübergreifenden Option eines re-
gionalen Gesundheitszentrums.5 Damit 
bekommen Regionen beziehungswei-
se Kommunen die Möglichkeit, für ihre 
Bevölkerung aufeinander abgestimmte 
Versorgungspfade mit weniger Versor-
gungsbrüchen zu schaffen. Das entlastet 
Ärzt*innen und Kliniken und kann durch 
attraktivere Arbeitskontexte Fachperso-
nal anziehen oder vor Ort halten. 

Gut organisierte und in ihrem Manage-
ment investitionsfähige regionale Netz-
werke können mit den Krankenkassen 
die Transformation hin zu einer besse-
ren Vorsorge, einem klügeren Manage-
ment von bestehenden Erkrankungen 
und das Vermeiden ihres Fortschreitens 
organisieren. Der richtige Zeitpunkt zur 
Gründung von Planungs- und Entwick-
lungsgesellschaften in den Landkrei-
sen und Regionen ist jetzt gekommen. 
Grüne Gesundheitspolitik kann damit 
die populistisch motivierten Angststra
tegien anderer Parteien erfolgreich po-
sitiv kontern.  

1)	 Hildebrandt, Helmut und andere: Versorgung 
benachteiligter Stadtteile – Ein Kiosk für 
die Gesundheit, in AKP 6/2017, S. 32 f. (für 
Mitglieder der Grünen gratis abrufbar im 
Wissenswerk der Partei)

2)	 www.gesundes-kinzigtal.de

3)	 Mehr zur konkreten Ausgestaltung im 
Schwerpunkt „Gesundheit“ der AKP-Ausgabe 
1/2024

4)	 Weitere Informationen auf www.aok.de:  
www.ogy.de/x7w1

5)	 Diese sogenannten Level-li-Krankenhäuser 
sind kurzzeitstationäre Einrichtungen und 
sollen im Krankenhausplan bleiben 

	> Dr. rer. medic. h.c. Helmut Hildebrandt ist Grün-
der und Vorstandsvorsitzender der OptiMedis AG, 
einem Unternehmen für Management, Analytik 
und Forschung im Gesundheitswesen, sowie Pu-
blizist. Er ist Mitglied von Bündnis 90/Die Grünen, 
war 1991 bis 1993 Abgeordneter der Hamburgi-
schen Bürgerschaft für die Fraktion der Grünen 
sowie 2012/13 Co-Leiter der Gesundheitskom-
mission der Heinrich-Böll-Stiftung. 

Dieser Gesundheitskiosk in Thüringen hat einen Monitor, damit die Mitarbeiter*innen auch bei einer 
Videokonsultation mit einem Facharzt dabeisein und helfen können� Foto: Stiftung Landleben


